
d) An Häusern dringende Reparaturen und in Gemeinden, in denen 
der Wohnraumdurchschnitt pro Person unter 4 qm liegt, auch
umfassendere Arbeiten vornehmen.$

ARTIKEL VII
1. Die zuständigen deutschen Behörden können jeden zum Vollzug 

dieses Gèsetzes erforderlichen Wohnraum erfassen.
2. Die Erfassung erfolgt durch Zustellung einer schriftlichen Mitteilung 

an den Hauseigentümer und den jeweiligen Inhaber des Wohnraumes. 
Falls dies praktisch nicht durchzuführen ist, kann die Erfassung durch 
Anschlag der schriftlichen Mitteilung an einer deutlich sichtbaren Stelle 
des zuerfassenden Wohnraumes erfolgen.

3. Der Betroffene kann innerhalb einer Frist von drei Tagen nach Zu­
stellung oder Anschlag der Mitteilung Beschwerde bei der Wohnungsbe­
hörde einlegen, welche die Erfassung angeordnet hat. Falls diese Behörde 
der Beschwerde nicht abhilft, muß sie dieselbe der Aufsichtsbehörde zur 
Entscheidung vorlegen. Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.

i ARTIKEL VIII
1. Bei der Zuteilung freien Wohnraums haben sich die deutschen Woh-

nungsbehörden nach folgenden Grundsätzen zu richten:
a) In erster Linie sind in jedem Falle bevorzugt zu berücksichtigen

t solche Personen, die dem nationalsozialistischen Regime Wider­
stand geleistet haben oder durch seine Maßnahmen benachteiligt 
worden sind. ‘

b) Unter gleichberechtigten Personen Jd zu bevorzugen,
I. kinderreiche Familien;

II. bejahrte Personen;
III. Invaliden und Körperbehinderte.
Die obige Vorzugsbehandlung ist jedoch den örtlichen Verhältnissen 
und etwaigen Anweisungen der Militärregierung unterworfen.

c) Auf entsprechende Anweisung der Militärregierung ist an Orten, in 
denen Mangel an Facharbeitern besteht, derartigen Arbeitskräften 
gleichfalls Vorrang zu gewähren.

d) Niemand darf auf4 Grund seiner gesellschaftlichen oder finanziellen 
Stellung bevorzugt behandelt werden.

e) Ausländer, die, sich freiwillig in Deutschland aufhalten, sind wie 
deutsche Staatsangekörige zu behandeln.
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